
schwerdeführer aufzuheben, weil er nicht hätte er­
gehen dürfen.
A n m e r k u n g :

Der Entscheidung kann man nicht zustimmen. Nach 
§§ 55, 62, 63 FGG durfte eine Änderung der Verfügung 
des Vormundschaftsgerichts nicht erfoigen; abgesehen 
davon aber ist die Annahme, daß ein Rechtsgeschäft 
desi Pflegers nach dem — später festgestellten — Zeit­
punkt des Todes des Verschollenen nicht mehr geneh­
migt werden kann, unzutreffend. Nähere Ausführungen 
hierzu siehe S. 457 ff.

Hauptabteilungsleiter Dr. H. N a t h a n

§ 274 ZPO; § 13 GVG.
1. Volkseigene Betriebe sind nicht Rechtsnachfolger 

der enteigneten Betriebe.
2. Die Entscheidung darüber, ob eine Verbindlichkeit 

vor Überführung des Betriebes in Volkseigentum im 
ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr entstanden ist, 
steht nicht den ordentlichen Gerichten zu.

KG, Urt. vom 4. Mai 1951 — 2 U 266/50.
Der Kläger beauftragte im Jahre 1946 die Firma 

Martin K. mit der Anfertigung eines Herren-Schlaf- 
zimmers in Polisander-Blume-Ausführung zu einem 
Preise von insgesamt 30 279 RM. Die Möbel wurden ihm 
in der Folgezeit bis auf den Schlafzimmerschrank ge­
liefert. Dessen Auslieferung erfolgte deshalb nicht, weil 
die Lieferfirma die Übergabe von der Zahlung eines 
nach ihrer Ansicht auf den vereinbarten Preis noch 
offenstehenden Restbetrages von 3779 RM abhängig 
machte, dessen Zahlung der Kläger jedoch ablehnte, 
weil er nach seiner Meinung den Preis bereits über­
bezahlt hatte.

Mit der Klage, die nach der Überführung der 
Firma K. in Volkseigentum gegen die Beklagte gerichtet 
worden ist, hat der Kläger unter Berufung auf den im 
Jahre 1946 geschlossenen Werklieferungsvertrag sowie 
auf die auf den Kaufpreis geleisteten Zahlungen Her­
ausgabe des Schlafzimmerschrankes (Polisander-Blume) 
verlangt.

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten.
Sie hat vorweg auf die Überführung der Firma K. in 

Volkseigentum hingewiesen und ihre eigene Passiv­
legitimation bestritten, da sie nicht Rechtsnachfolgerin 
dieser Firma sei. Zur Sache selbst hat sie geltend ge­
macht, daß der Werklieferungsvertrag zwischen der 
Firma K. und dem Kläger als Schwarzmarktgeschäft 
nichtig sei. Für den Fall, daß sie mit dem Einwand der 
Nichtigkeit nicht durchdringen sollte, hat sie behauptet, 
daß der Kläger auf den Kaufpreis noch 3779 DM 
schulde, und erklärt, insoweit von ihrem Recht, ihre 
Leistung bis zur vollständigen Erfüllung der Gegen­
leistung zu verweigern, Gebrauch zu machen. Sie hat 
aber weiter erklärt, daß sie bereit sei, den Schrank Zug 
um Zug gegen Zahlung des genannten Betrages heraus­
zugeben.

Das Landgericht Berlin hat die Beklagte nach Beweis­
erhebung über den Umfang der von dem Kläger auf 
den vereinbarten Preis geleisteten Zahlungen ver­
urteilt, den Schlafzimmerschrank Zug um Zug gegen 
Zahlung von 3779 DM an den Kläger herauszugeben.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung ein­
gelegt.

G r ü n d e :
Der Vorderrichter ist bei seiner Entscheidung sofort 

in die sachliche Prüfung des Rechtsfalles eingetreten, 
ohne vorher zu untersuchen, ob die Voraussetzungen 
zur Durchführung des Prozesses überhaupt gegeben 
sind. Diese Untersuchung hätte der Vorderrichter um so 
mehr anstellen müssen, als die Beklagte bereits in 
einem ihrer ersten Schriftsätze darauf hingewiesen 
hatte, daß die Lieferfirma, mit der der Kläger den 
Werklief erungsvertrag ursprünglich abgeschlossen hatte, 
in Volkseigentum überführt worden sei. Das Land­
gericht wäre bei der gegebenen Sachlage aber auch 
ohne besonderen Hinweis durch die Parteien von Amts 
wegen verpflichtet gewesen, Erwägungen darüber an­
zustellen, ob der Rechtsweg für den Herausgabe­
anspruch des Klägers überhaupt gegeben ist. Dies war 
zu verneinen.

Der Kläger stützt seinen Anspruch auf den im Jahre 
1946 mit der Firma K. geschlossenen Werklieferungs­

vertrag. Er macht also mit der Klage eine ehemalige 
Verbindlichkeit dieser Firma geltend. Auf Grund des 
Gesetzes zur Einziehung von Vermögenswerten der 
Kriegsverbrecher und Naziaktivisten vom 8. Februar 
1949 (VOB1. für Groß-Berlin S. 34) ist die Firma K. 
in das Vermögen des Volkes überführt worden; der ent- 
eignete Betrieb ist in der Bekanntmachung des Magi­
strats von Groß-Berlin über die nach dem Gesetz vom
8. Februar 1949 eingezogenen Vermögenswerte vom
9. Februar 1949 (VOB1. S. 43) unter Nr. 296 aufgeführt. 
Damit ist die Rechtspersönlichkeit der früheren Firma 
untergegangen. Durch den Umstand, daß die Ver­
mögenswerte des enteigneten Betriebes der Beklagten 
als Rechtsträger des Volkseigentums übergeben worden 
sind, ist die Beklagte aber nicht Rechtsnachfolgerin des 
früheren Betriebes bzw. des enteigneten Besitzers ge­
worden. Im Volkseigentum gibt es keine Rechtsnach­
folge, da dieses in jedem Falle originär entsteht. Daran 
ändert auch die Tatsache nichts, daß gewisse Verbind­
lichkeiten des enteigneten Betriebes auf Grund beson­
derer gesetzlicher Regelung von dem Träger des Volks­
eigentums übernommen werden. Rechtsgrund für eine 
solche Übernahme ist aber nicht irgendeine Form der 
Rechtsnachfolge, sondern die ausdrückliche Sonder­
regelung duren den Gesetzgeber.

Eine solche Sonderregelung besteht für Berlin in der 
Verordnung über die Schuldenhaftung der Erwerber 
eingezogener Vermögenswerte vom 13. Juni 1949 (VOB1.
S. Iö6), deren § 2 Abs. 2 besagt, daß eine nach dem 
8. Mai 1945 entstandene Verbindlichkeit (um eine solche 
handelt es sich im vorliegenden Falle) von den jetzigen 
Trägern des Volkseigentums nur übernommen werden 
könne, „wenn sie im ordnungsgemäßen Geschäftsver­
kehr entstanden ist, wenn ihre Gegenleistung dem 
Aufbau oder der Verbesserung des Vermögensstandes 
gedient hat und wenn ihre Tilgung nicht infolge ord­
nungswidriger Geschäftsführung unterblieben ist“. Die 
Entscheidung darüber, ob ein solcher Sonderfall im 
einzelnen vorliegt, steht aber nicht den Gerichten, son­
dern allein den dafür bestimmten Dienststellen des 
demokratischen Magistrats von Groß-Berlin zu. Wenn 
auch für das Gebiet von Groß-Berlin eine der Ziff. 7 
der in der Deutschen Demokratischen Republik gelten­
den Ersten Durchführungsverordnung zum SMAD- 
Befehl Nr. 64 (Richtlinie Nr. 1) entsprechende Bestim­
mung nicht ergangen ist, so ergibt sich die alleinige 
Zuständigkeit des Magistrats von Groß-Berlin für alle 
mit der Einziehung von Vermögenswerten der Kriegs­
verbrecher und Naziaktivisten zusammennängenuen 
Verbindlichkeiten sowohl aus dem Gesetz vom 8. Februar 
1949 als auch aus dem auf Grund dieses Gesetzes er­
gangenen Beschluß des demokratischen Magistrats von 
Groß-Beriin über die Durchführung des Gesetzes zur 
Einziehung von Vermögenswerten der Kriegsverbrecher 
und Naziaktivisten vom 8. Februar 1949 (VOB1. S. 33). 
Während das Gesetz vom 8. Februar 1949 in seinem § 7 
ganz allgemein den Magistrat als Einziehungsbehörde 
bezeichnet, besagt der Beschluß vom 8. Februar 1949 in 
Ziff. 4 ganz konkret, daß zur Leitung der in Volks­
eigentum übergegangenen Betriebe bei der Abteilung 
Wirtschaft des Magistrats ein Hauptamt für volkseigene 
Betriebe gebildet wird, und bringt damit unmißver­
ständlich zum Ausdruck, daß diese Leitung dieser neu 
gebildeten Verwaltungsstelle zusteht. Eine solche Lei­
tung setzt aber voraus, daß die Behörde, die die volks­
eigenen Betriebe zu leiten und damit auch die Entschei­
dungsgewalt über das Volkseigentum auszuüben hat, 
auch berechtigt sein muß, darüber zu bestimmen, in 
welchem Umtange das Volkseigentum für Verbindlich­
keiten der enteigneten Besitzer einzustehen hat. Dieses 
Entscheidungsrecht ist, wie auch das Oberste Gericht 
in einem Urteil vom 18. Oktober 1950 für das Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik festgestellt 
hat (vgl. NJ 1951 S. 30), unbeschränkt und unteilbar; 
das ergibt sich als zwingende Folgerung aus der Tat­
sache, daß das Volkseigentum planmäßig verwaltet wird 
und die Planung eine zentrale Stelle erfordert, von der 
aus sie gesteuert wird. Das ungeteilte und un­
beschränkte Entscheidungsrecht der zuständigen Ver­
waltungsdienststellen muß sich also auch auf die Frage 
erstrecken, ob und in welchem Umfange Verbindlich­
keiten, die nach dem 8. Mai 1945 entstanden sind, aus 
den Gesichtspunkten des § 2 Abs. 2 der Schuldenhaf­
tungsverordnung vom 13. Juni 1949 übernommen wer­
den. Der in dem bereits erwähnten Urteil des Obersten
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